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DatumIndex Änderung Zeichen

(§ 9 Abs.1 Nr.12, 14 und Abs.6 BauGB)

vorgeschlagene Grundstücksgrenze

Maßangaben in Meter

bestehende Grundstücksgrenze

10.0

KENNZEICHNUNGEN

Planungen, Nutzungsregelungen Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 

und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

(§ 9 Abs.1 Nr.20, 25 und Abs.6 BauGB)

Flächen für Abwasserbeseitigung einschließlich der Rückhaltung und

Elektrizität

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes, IV. Änderung Teilbereich A

öffentliche Parkfläche

Zweckbestimmung:

LEGENDE

Art der baulichen Nutzung

Allgemeine Wohngebiete (§ 4 BauNVO)

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

offene Bauweise

Baugrenze

Verkehrsflächen

Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

(§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO)

(§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

(§ 9 Abs.1 Nr.11 und Abs.6 BauGB)

(§ 9 Abs.7 BauGB)

Flächen für die Abfall- und Abwasserbeseitigung, einschließlich der Rückhaltung
und Versickerung von Niederschlagswasser, sowie für Ablagerungen

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Versickerung von Niederschlagswassero

E/D nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

FußwegF

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Gewässern
(§ 9 Abs.1 Nr.25b und Abs.6 BauGB)

WA

(§ 9 Abs.1 Nr.15 und Abs.6 BauGB)

Grünfläche

Grünflächen

GRZ 0,4 GFZ  0,8

II

Traufhöhe bergseits (TH ) max.: 6,50 m

Traufhöhe talseits (TH ) max.: 6,50 m

WA

E/D o

WohnwegW

WirtschaftswegWi

DN 0°-45°

Maß der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, §16 BauNVO)

1 2

3 4

5 6

7

1. - Gebietsart

2. - Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

3. - Grundflächenzahl (GRZ) als Höchstmaß

4. - Geschoßflächenzahl (GFZ) als Höchstmaß

5. - Bauweise / zulässige Hausformen

6. - Dachneigung mit Mindest- und Höchstmaß

7. - Traufhöhe (TH) als Höchstmaß

Anordnung der Nutzungsschablone

GELÄNDEOBERKANTE

ERLÄUTERUNGEN ZU DEN HÖHENFESTSETZUNGEN (BEISPIELHAFT)

OBERER BEZUGSPUNKT - TRAUFHÖHE

OBERER BEZUGSPUNKT - TRAUFHÖHE

OK STRASSE

TH

Systemskizze 1 o.M.

b
THt

Traufhöhe talseits (TH ) bTraufhöhe bergseits (TH )t

max.= 6,5m über mittlerer Höhemax.= 6,5 m über mittlerer Höhe
der Grenze zwischen 
Flurstück und Verkehrsfläche

der Grenze zwischen 
Flurstück und Verkehrsfläche

UNTERER BEZUGSPUNKT- TRAUFHÖHE (GRENZE)

t

b

10 m Gewässerschutzstreifen zum Gewässer III. Ordnung

SONSTIGE PLANZEICHEN

Umgrenzung der Flächen, bei deren Bebauung besonders bauliche 

(§ 5 Abs. 3 Nr. 1 und Abs. 4, § 9 Abs. 5 Nr. 1 und Abs. 6 BauGB)

Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen oder bei denen besondere 
bauliche Sicherheitsmaßnahmen gegen Naturgewalten erforderlich sind

(nachrichtliche Übernahme, Verweis auf Textliche Festsetzung Nr. A11 g+h)
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Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs.7 BauGB)

Textliche Festsetzungen zum Bebauungsplan „In der Drei“, IV. Änderungsplan
A Bauplanungsrechtliche Festsetzungen entsprechend den Vorschriften des BauGB bekannt

gemacht am 3. November 2017 (BGBl. S. 3634) in der derzeit gültigen Fassung und der BauNVO
i.d.F. der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786)

A 1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 - 15 BauNVO)
a.  Als Art der baulichen Nutzung wird für den gesamten Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung ein

Allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 BauNVO festgesetzt. Zulässige Nutzungen sind gemäß § 4
Abs. 2 BauNVO:
- Wohngebäude,
- die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht
störenden Handwerksbetriebe,
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

b.  Ausnahmsweise zulässige Nutzungen im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind gemäß § 4 Abs. 3
BauNVO:
- Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
- Anlagen für Verwaltungen,
- Gartenbaubetriebe und
- Tankstellen.

A 2  Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 21a BauNVO)
Das Maß der baulichen Nutzung wird den Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung entsprechend
der folgenden Aufstellung festgesetzt:

a. Für den Teilbereich A gilt entsprechend der Planzeichnung:
Grundflächenzahl : 0,4 (GRZ)
Geschoßflächenzahl : 0,8 (GFZ)
Zahl der Vollgeschosse :  II

b. Für die Höhenlage der Baukörper sind die Taufhöhen (TH) bestimmend. Die maximale Traufhöhe darf
ein Maß von 6,50 m talseits und 6,50 m bergseits
bezogen auf die fertige Straßenhöhe nicht überschreiten. Bei Eckgrundstücken ist die höher gelegene
Straßenseite als unteren Bezugspunkt maßgeblich. Steigt die natürliche Geländeoberfläche vom
Bezugspunkt zur maßgeblichen Gebäudefront an, so ist die maximale Traufhöhe um das Maß der
natürlichen Höhendifferenz zu erhöhen.

Kataster 
UTM (ETRS 89) November 2022Grundkarte :

Planungsgrundlagen ZeichenDatum

Nov. 2022 Pen

Das amtliche Kataster gilt lediglich als Orientierungshilfe. Für die Lagegenauigkeit kann keine 
Gewährleistung übernommen werden.Datengrundlage: Geobasisinformationen der Vermessungs- 
und Katasterverwaltung Rheinland-Pfalz - (Zustimmung vom 15. Oktober 2002)

A 3 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)
Für den Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung wird gemäß § 22 Abs. 1 BauNVO eine offene
Bauweise festgesetzt. Es dürfen nur Gebäude mit seitlichem Grenzabstand als Einzelhäuser und
Doppelhäuser errichtet werden. Die Länge der Hausformen darf höchstens 50 m betragen.

A 4 Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)
a. Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch Baugrenzen entsprechend der Planzeichnung oder durch

die Abstandsregelungen der LBauO festgesetzt. Untergeordnete Gebäudeteile gemäß § 8 Abs. 5 LBauO
dürfen die Baugrenze ausnahmsweise um max. 1,50 m überschreiten.

b. Die Fläche, die außerhalb der durch Baugrenzen umgrenzten Bereiche liegt, ist die nicht überbaubare
Grundstücksfläche. Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Nebenanlagen im Sinne des §
14 BauNVO und sämtliche bauliche Anlagen (u.a. Carports, Garagen, etc.), soweit sie nach Landesrecht
in den Abstandsflächen zulässig sind oder zugelassen werden können, erlaubt.

A 5 Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. §§ 12,14, 21a
BauNVO)

a. Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO sind innerhalb und außerhalb der überbaubaren
Grundstücksflächen zulässig.

b. Garagen müssen gegenüber der Straßenbegrenzungslinie der Planstraße mindestens um 5,0 m
zurückgesetzt werden (Stauraum, gemessen von der vordersten Gebäudeecke der Garage bis zur
Straßenbegrenzungslinie der Planstraße). Bei Baugrundstücken mit einer zweiseitigen Anbindung der
Planstraße gilt für Garagen ein seitlicher Mindestabstand von 1,0 m zur Planstraße (gemessen von der
Längsseite der Garage bis zur Straßenbegrenzungslinie der Planstraße) als Freihaltestreifen.

c. Carports bzw. überdachte Stellplätze müssen keinen vorderen Abstand zur Straßenbegrenzungslinie der

Planstraße (gemessen von der Vorderkante bzw. vordersten Ecke der Überdachung bis zur
Straßenbegrenzungslinie der Planstraße) als Freihaltestreifen einhalten. Bei Baugrundstücken mit einer
zweiseitigen Anbindung der Planstraße gilt für Carports bzw. überdachte Stellplätze kein zusätzlicher
seitlicher Mindestabstand zur Planstraße (gemessen von der Längsseite der jeweiligen baulichen Anlage
bis zur Straßenbegrenzungslinie der Planstraße).

d. Nebenanlagen von denen Emissionen ausgehen (bspw. Luft-Wasser-Wärmepumpen,
Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen, etc.) müssen, mit Ausnahme zur Straßenseite, mindestens einen
Abstand von 3,0 m zu den benachbarten Grundstücken einhalten und dürfen nicht auf die Grenze gebaut
werden.

e. Je Wohneinheit ist die Fläche für mindestens zwei Stellplätze auf dem Grundstück nachzuweisen.

A 6 Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
a. Entsprechend der zeichnerischen Festsetzung werden die Straßenverkehrsflächen im Bestand

festgesetzt.
b. Als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung wird eine öffentliche Parkfläche im Plangebiet

entsprechend dem Bestand festgesetzt.
c. Entsprechend der zeichnerischen Festsetzung werden ein „Wirtschaftsweg“ und ein „Fußweg“ als

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung im Bestand festgesetzt.
d. Die Erschließung des Flurstücks mit der Nummer 1056/6 erfolgt über die Verkehrsstraße „Am Weinberg“.

A 7 Flächen für Abfall- und Abwasserbeseitigung, einschließlich der Rückhaltung und Versickerung
von Niederschlagswasser, sowie für Ablagerungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

a. Das auf den privaten Grundstücken anfallende Niederschlagswasser ist ohne Schädigung Dritter
getrennt vom Schmutzwasser aufzufangen, zur Retention zu bringen und entsprechend der
Bestandssituation abzuleiten. Das Schmutzwasser ist der öffentlichen Kanalisation zuzuleiten.

A 8 Öffentliche und Private Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)
a. Die im Bebauungsplan durch Planzeichen ausgewiesenen Flächen werden als öffentliche Grünflächen

festgesetzt.
b. Die im Bebauungsplan durch Planzeichen ausgewiesenen Flächen werden als private Grünflächen

festgesetzt.
c. Die im Bebauungsplan mit der Zweckbestimmung „Gartenland“ festgesetzte Fläche wird entsprechend

dem Planeintrag als private Grünfläche festgesetzt.

A 9. Flächen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie
Gewässern gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB

a. Der Sauerborngraben sowie der Rödenkellergraben sind als Gewässer III. Ordnung einschließlich des
uferbegleitenden Gehölzbestandes zu sichern und extensiv zu pflegen. Eine Bebauung,
Geländeregulierung, Nutzungsänderung oder Einfriedung ist nicht zulässig. Die Flächen sind bei
Baumaßnahmen auf den angrenzenden Grundstücken vor Beeinträchtigung und Veränderung zu
schützen. Insbesondere die wasserrechtliche Gesetzgebung ist zu beachten.

A 10. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr.6 BauGB)
Die Zahl der zulässigen Wohneinheiten (Wohnungen) je Wohngebäude wird auf maximal zwei
beschränkt.

A 11. Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

a. Nicht bebaute Grundstücksflächen sind als Garten mit heimischen Laub- bzw. Obstbäumen, Hecken und
Sträuchern sowie mit offenem oder bewachsenem Boden als Grünflächen anzulegen, zu bepflanzen und
zu unterhalten.

b. Unversiegelte Flächen sind dauerhaft zu begrünen.
c. Um die Versiegelung im überplanten Bereich zu begrenzen, sind zur Befestigung von privaten Zufahrten,

Einfahrten, Stellflächen und Fußwegen wasserdurchlässige Materialien, wie z.B. Rasengittersteine,
Abstandspflaster, Öko-Pflaster, wassergebundene Decke o. ä. zu verwenden.

d. Lose Stein-/Materialschüttungen (bspw. Schotter, Splitt, Kies, Glas), die nicht pflanzlichen Ursprungs
sind, sind nicht zulässig. Ausnahmen davon sind lediglich zulässig für Steinschüttungen in einer Breite
von max. 0,50 m unmittelbar an dem Gebäude, die der raschen Ableitung von Niederschlagswasser in
den Untergrund dienen (Traufstreifen).

e. Auf den privaten Grundstücksflächen sind als privates Pflanzgebot mindestens zwei standortgerechte,
heimische Laubbäume II. Ordnung oder 10 heimische Sträucher zu pflanzen. Die Pflanzung ist dauerhaft
zu erhalten und bei Ausfall gleichartig zu ersetzen. Die zu verwendenden Arten sind der Pflanzliste im
Anhang zu entnehmen.

f. Sollten Rodungsarbeiten zur Erschließung des Baugebietes erforderlich werden, so sind diese
fachgerecht und entsprechend der guten fachlichen Praxis innerhalb der Vegetationsruhe gemäß dem
BNatSchG (01.10. – 28.02. jeden Jahres) auszuführen.

g. Bei allen Vorhaben, die innerhalb des 10-m- Schutzstreifens der beiden Gewässer umgesetzt werden
sollen, ist nach die § 36 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und § 31 Landeswassergesetz (LWG) die
erforderliche wasserrechtliche Genehmigung zu beantragen bzw. das Einvernehmen nach § 31 Abs. 4
LWG einzuholen.

h. Entlang der Gewässer III. Ordnung Sauerborngraben und Bach vom Soßenhübel (Rödenkellergraben) ist
jeweils ein 5,00 m breiter Gewässerschutzstreifen zu beachten, der von jeglicher Bebauung, Auffüllung
und festen Einzäunung freizuhalten ist. Für das Grundstück 1771/61 wird aufgrund besonderer
Umstände als Ausnahme des Einvernehmen der Unteren Wasserbehörde ein Abstand von 4,00 m
festgesetzt. Für bereits bebaute Grundstücke besteht Bestandsschutz.

i. Für die Verbandsgemeinde Nordpfälzer Land liegt die Gefährdungsanalyse mit ausgewiesenen
Sturzflutentstehungsgebieten des Landesamts für Umwelt vor (Hochwasserinfopaket, Karte 5). Die
Starkregengefährdungskarten sind Hinweiskarten zur ungefähren Lage abflusskonzentrierender

Strukturen und Überflutungsbereiche. In der Karte 5 werden innerhalb des Geltungsbereichs
Überschwemmungen entlang von Tiefenlinien sowie Entstehungsgebiete von Sturzfluten nach
Starkregen mit bis zu hohen Abflusskonzentrationen abgebildet.
Als Vorsorgemaßnahmen zum Hochwasserschutz ist eine angepasste Bauweise, keine
grundstücksgleichen Gebäudeöffnungen, und ein entsprechender Objektschutz zu beachten.

A 12. Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern, soweit sie zur Herstellung des
Straßenkörpers erforderlich sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB)
Abböschungen und erforderliche Stützmauern, soweit sie zur Herstellung des Straßenbaukörpers
notwendig werden, sind auf privaten Grundstücken zu dulden. Notwendige Abböschungen der
Baugrundstücke im Straßenbereich sind mit einer Neigung von 1 : 1,5 anzulegen. Die Böschungsflächen
sind vom Grundstückseigentümer durch Bepflanzung gegen Abrutschen zu sichern.

A 13. Flächen für die Abfall- und Abwasserbeseitigung, einschließlich der Rückhaltung und
Versickerung von Niederschlagswasser, sowie für Ablagerungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)
Je Wohngebäude ist eine Wasserzisterne mit einer Mindestkapazität bzw. einem Fassungsvermögen
von 50 l pro m² versiegelter Grundstücksfläche zu installieren, in welcher das Regenwasser gesammelt
und eine Nutzung als Brauchwasser (Toilettenspülung etc.) im Haushalt zugeführt werden kann.

B Bauordnungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88
LBauO.

Hinweis:
Die bauordnungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes sind eine Gestaltungssatzung, die
ihre Rechtsgrundlage in § 88 der Landesbauordnung (LBauO) findet, und in den Bebauungsplan,
welcher seinerseits auf dem Baugesetzbuch (BauGB) fußt, eingefügt wird.
Die Ermächtigung, bauordnungsrechtliche Festsetzungen nach der Landesbauordnung in das
bauplanungsrechtliche Instrument des Bebauungsplanes mit aufzunehmen, ergibt sich aus § 9 Abs. 4
BauGB und § 88 Abs. 6 LBauO. Auf diese Weise können landesrechtlich als Rechtsvorschrift
vorgesehene Bestimmungen in die Bebauungsplanung integriert und der bundesrechtlich abschließende
Katalog der Festsetzungsmöglichkeiten nach § 9 Abs. 1 bis 3 BauGB erweitert werden (Beschluss des
Bundesverwaltungsgerichtes vom 12. März 1991 - 4 NB 6.91 -).

B 1. Äußere Gestaltung von baulichen Anlagen
a. Dachform und -material:

Für Hauptgebäude sind Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung alle geneigten Dächer, außer
nach innen geneigte Dächer, zugelassen. Die Dachform wird freigestellt.

b. Dachneigung:
Die Dachneigung der Haupt- bzw. Wohngebäude wird im Teilbereich A auf 0° - 45° festgesetzt.

B 2. Gestaltung der unbebauten Flächen und Einfriedungen
a. Die nicht überbauten Flächen der bebauten Grundstücke (Grundstücksfreiflä-chen) sind gärtnerisch

anzulegen und zu unterhalten, soweit sie nicht als hauswirtschaftliche Flächen, als Stellplatzflächen, als
Zufahrten oder als Flächen sonstiger Nutzung erforderlich sind.

b. Die maximale Höhe der Einfriedung beträgt 1,50 m. Maschendraht, Polyesterplatten oder ähnliches
werden als Material für straßenseitige Einfriedungen nicht zugelassen.

c. Vorgärten sind als Ziergärten anzulegen.

C Hinweise und Kennzeichnungen

C 1 Kulturdenkmäler
In Bezug auf die Erschließung bzw. Bebauung des Plangebietes sind folgende Belange zu beachten:

1. Bei der Vergabe der vorbereitenden Baumaßnahmen (wie Mutterbodenabtrag) hat der Planungsträger
bzw. die Gemeindeverwaltung, sowie für die späteren Erdarbeiten der Bauträger/ Bauherr, die
ausführenden Baufirmen vertraglich zu verpflichten, die

Generaldirektion Kulturelles Erbe
Direktion Landesarchäologie
Außenstelle Speyer
Kleine Pfaffengasse 10
67346 Speyer

rechtzeitig hinsichtlich der Vorgehensweise und Terminierung der Arbeiten zu benachrichtigen, damit
diese ggf. behördlich überwacht werden können. Die Meldepflicht gilt bereits für vorbereitende
Maßnahmen (Mutterbodenabtrag) der Baumaßnahmen.

2. Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes
(DSchG) vom 23.3.1978 (GVBl.,1978, S.159 ff), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.11.2008
(GVBl.,2008, S.301) hinzuweisen. Danach ist jeder zutage kommende, archäologische Fund
unverzüglich zu melden, die Fundstelle soweit als möglich unverändert zu lassen und die Gegenstände
sorgfältig gegen Verlust zu sichern.

3. Punkt 1 und 2 entbinden Bauträger/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der Verwaltung jedoch
nicht von der Meldepflicht und Haftung gegenüber der GDKE.

4. Sollten wirklich archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchäologie ein
angemessener Zeitraum einzuräumen, damit Rettungsgrabungen, in Absprache mit den ausführenden
Firmen, planmäßig den Anforderungen der heutigen archäologischen Forschung entsprechend,
durchgeführt werden können. Im Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je nach Umfang der
eventuell notwendigen Grabungen sind von Seiten der Bauherren/Bauträger finanzielle Beiträge für die
Maßnahmen erforderlich.

5. Die von Nr. 1 bis 4 benannten Punkte sind grundsätzlich in die Bauausführungspläne als Auflagen zu
übernehmen.
Rein vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass sich im Plangebiet bisher nicht bekannte Kleindenkmäler
(wie Grenzsteine) befinden könnten. Diese sind selbstverständlich zu berücksichtigen bzw. dürfen von
Planierungen o.ä. nicht berührt oder von ihrem angestammten, historischen Standort entfernt werden.
Im Planungsgebiet sind erdgeschichtliche Funde und Befunde bekannt und auch im aktuellen Gebiet zu
erwarten (Perm, Rotliegend, Top Quirnbach- und Bass Lauterecken Formation).
Auflagen: Der Denkmalfachbehörde Direktion Landesarchäologie - Erdgeschichte-, Niederberger Höhe 1,
56077 Koblenz, ist der Beginn jeglicher Erdarbeiten rechtzeitig (mindestens vier Wochen vorher)
anzuzeigen, damit vor bzw. während der Bodeneingriffe die geologischen und paläontologischen
Befunde und Funde fachgerecht dokumentiert bzw. geborgen werden können. Eine Beeinträchtigung der
laufenden Arbeiten erfolgt im Allgemeinen nicht, bzw. es werden im Falle größerer Bergungen
entsprechende Absprachen getroffen.
Der Bauherr/die Bauherren sind der Denkmalfachbehörde gegenüber für die Einhaltung der Auflagen
verantwortlich. Sie müssen auch die örtlich beauftragten Subunternehmer über die Auflagen nach DSchG
instruieren. Etwa zu Tage kommende Fossilfunde etc. unterliegen gemäß § 16-21 des
Denkmalschutzgesetzes Rheinland-Pfalz der Meldepflicht an die Generaldirektion Kulturelles Erbe,
Direktion Landesarchäologie -Erdgeschichte-, Niederberger Höhe 1, D-56077 Koblenz, 0261-6675-3033,
Fax 0261-6675-3010.

C 2 Baugrund / Altlasten
Bei Grundbaumaßnahmen sind die Forderungen der DIN 1054 (Baugrund; zulässige Belastung des
Baugrundes), DIN 4020 (Geotechnische Untersuchungen) und DIN 4124 (Baugruben und Gräben;
Böschungen, Arbeitsraumbreiten und Verbau) zu beachten. Es wird ergänzend eine
Baugrunduntersuchung mit separaten Gründungsmaßnahmen empfohlen.
Im Bereich des Grundstücks mit Flurstücksnummer 1150/17 fanden gutachterlich begleitete
Bodenuntersuchungen (WPW Geoconsult GmbH, Landstuhl, 2011) statt, die das Vorhandensein einer
altlastverdächtigen Altablagerung gemäß § 2 Abs. 5 Nr. 1 BBodSchG wiederlegt haben. Vorsorglich sind
bei der Bebauung dieses Grundstücks folgende Anforderungen zu beachten (siehe Stellungnahme von
SGD Süd Kaiserslautern vom 21.03.2011):
• Im Zuge der geplanten Bebauung erforderlich werdende Arbeiten (Aushub- und 

Gründungsarbeiten) sind durch ein qualifiziertes Fachbüro überwachen und dokumentieren zu 
lassen. Die Dokumentation ist nach Abschluss der Arbeiten über die Baubehörde bei der SGD 
Süd, Regionalstelle Kaiserslautern zur Fortschreibung der bodenschutzrechtlichen Kataster 
vorzulegen.

• Unterhalb der geplanten Bebauung sollte eine passive Gasdränage errichtet werden. Diese kann
durch eine Schotterschicht in ausreichender Stärke, die an den Seiten bis zur Geländeoberkante 
geführt wird, realisiert werden. Die unterirdischen Ver- und Entsorgungsleitungen sollten gasdicht
ausgeführt werden.

• Die anfallenden mineralischen Abfälle (z.B. Straßenaufbruch, Bauschutt und Erdaushub) sind 
ordnungsgemäß zu verwerten oder zu beseitigen. Die abfall- und bodenschutzrechtlichen 
Bestimmungen (Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz), Bundes-Bodenschutzgesetz und 
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung sind zu beachten. Organoleptisch auffallende 
Bodenmassen, auftretende Bauschuttanteile sowie Abfall- und Störstoffe sind zu separieren und 
getrennt zu entsorgen.

• Bei der Entsorgung ist das Verwertungsgebot nach § 5 Abs. 2 KrW-/AbfG zu beachten. Nach § 5
Abs. 3 KrW-/AbfG hat die Verwertung ordnungsgemäß und schadlos zu erfolgen. Dabei sind die 
Technischen Regeln „Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen“ der
Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) in ihrer jeweils aktuellen Fassung zu beachten.

• Auf die in Rheinland-Pfalz im Juli 2007 eingeführten ALEX Informationsblätter 24, 25 und 26 wird
verwiesen. Die in diesen Arbeitshilfen enthaltenen Anforderungen zur Verwertung von Boden und
Bauschutt in bodenähnlichen Anwendungen und technischen Bauwerken sind zu beachten.

• Die überlassungspflichtigen Abfälle sind über den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger zu 
entsorgen. Die gefährlichen Abfälle (z.B. Baustellenabfälle mit Schadstoffverunreinigungen) sind 
entsprechend der Nachweisverordnung zu entsorgen und der SAM anzudienen.

• Zeigen sich bei der Baumaßnahme andere als die erwarteten Verhältnisse 
(Bodenverunreinigungen, unerwartete Abfälle, etc.) ist die SGD Süd, Regionalstelle Kaiserslautern
zur Abstimmung der weiteren Vorgehensweise in Kenntnis zu setzen. Ggf. ist die Maßnahme 
einzustellen und die Baustelle zu sichern.

• Die Maßnahmen sind so durchzuführen, dass die Erfordernisse des Arbeits- und 
Umgebungsschutzes eingehalten werden. Die einschlägigen Unfallverhütungs- und 
Arbeitsschutzbestimmungen sind zu beachten.

• Bei einer sensiblen Nutzung des Grundstückes (u.a. Garten mit Obst- und Gemüseanbau), wird 
für die oberen 30 bis 50 cm ein Bodenaustausch oder eine Abdeckung mit nicht belastetem Boden
in entsprechender Mächtigkeit empfohlen.

• Von der Errichtung von Versickerungsanlagen ist abzusehen, da das Vorhandensein von 
Schadstoffen im Untergrund nicht gänzlich auszuschließen ist.

Die Prüfung der hier vorhandenen Unterlagen ergab, dass der ausgewiesene Bebauungsplan “In
der Drei“, IV- Änderungsplan - Änderung/Neufassung des Teilbereiches “A“ im Bereich des auf 
Steinkohle verliehenen, bereits erloschenen Bergwerksfeldes “Am Ohligberg“ liegt. Nach 
geologischen Informationen stehen im Bereich des Planungsgeländes voraussichtlich 
oberflächennah Sedimentgesteine des Rotliegend an. Diese setzen sich vorwiegend aus einer 
Wechselfolge von Ton-, Silt- und Sandsteinen zusammen.
Aufgrund der genannten Gegebenheiten wird dringend die Erstellung eines Baugrundgutachtens 
einschließlich der Prüfung der Hangstabilität empfohlen.

Die einschlägigen DIN-Normen, wie z.B. DIN 1054 und DIN 4020 und DIN EN 1997-1 und -2, sind 
zu beachten. Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 und der DIN 18915 zu 
berücksichtigen.

Die bei Umsetzung von Baumaßnahmen auf der Fläche bzw. auch die bei einer gärtnerischen Nutzung
(s. Ausweisung des nordöstlichen Teils der Altablagerung als Grünfläche mit der Kennzeichnung
„Gartenland‘) zu beachtenden bodenschutzfachlichen Belange (z. B. fachgutachterliche Begleitung und
Dokumentation der Bauarbeiten, ordnungsgemäße Entsorgung anfallender Massen, Gasdrainage, keine
gezielte Versickerung, Bodenaustausch/ Abdeckung mit nicht belastetem Boden usw.) sind zu
berücksichtigen.

Im Bereich des Bebauungsplanes können sich weitere, bislang nicht bekannte und daher nicht erfasste
Bodenbelastungen/schädliche Bodenveränderungen, Altstandorte, Verdachtsflächen und/oder
Altablagerungen befinden und das Kataster kann somit Lücken aufweisen.
Die zur Erkundung der Altablagerung durchgeführten Untersuchungen vermitteln zum einen lediglich
einen kleinräumigen Einblick in die Fläche, zum anderen gab es trotz insgesamt nutzungsverträglicher
Ergebnisse dennoch zumindest Anhaltspunkte für Verunreinigungen (erhöhte PAK-Gehalte aus früheren
Untersuchungen, leicht erhöhte Methangehalte in der Bodenluft, erhöhter Quecksilbergehalt in MP 1).

Des Weiteren ist das Geologiedatengesetz zu berücksichtigen, wonach die Ergebnisse der
Baugrunduntersuchungen bzw. der durchgeführten Bohrungen an das Landesamt für Geologie und
Bergbau Rheinland-Pfalz in Mainz übermittelt werden muss.

C 3 Wassergefährdende Stoffe
Auf die Vorschriften des § 65 Landeswassergesetzes (wassergefährdende Stoffe) und des § 40 der
Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) wird hingewiesen.
Nach § 65 LWG i.V.m. § 62 WHG sind die Betreiber dazu verpflichtet, Ihre Anlagen zur Lagerung
wassergefährdender Stoffe (bei Heizöl mehr als 1.000 l) vor Inbetriebnahme oder nach einer

wesentlichen Änderung durch einen zugelassenen Sachverständigen überprüfen zu lassen oder der
Unteren Wasserbehörde, bei der Kreisverwaltung Donnersbergkreis eine durch den ausführenden
Fachbetrieb ausgestellte Bescheinigung über die ordnungsgemäße Errichtung vorzulegen.

C 4 Ausgleich der Wasserführung
Gemäß den Bestimmungen der § 28 LWG sind die durch die Bebauung und Erschließung des
Plangebietes hervorgerufenen nachteiligen Veränderungen der Abflussverhältnisse für das
Oberflächenwasser auszugleichen soweit sie in einer bisherigen Erlaubnis nicht berücksichtigt sind. Im
privaten Bereich kann dies durch den Bau von Zisternen o. ä. unterstützt werden.
Bei allen Vorhaben, die innerhalb des 10-m- Schutzstreifens der beiden Gewässer umgesetzt werden
sollen, ist nach die § 36 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und § 31 Landeswassergesetz (LWG) die
erforderliche wasserrechtliche Genehmigung zu beantragen bzw. das Einvernehmen nach § 31 Abs. 4
LWG einzuholen.
Für die Verbandsgemeinde Nordpfälzer Land liegt die Gefährdungsanalyse mit ausgewiesenen
Sturzflutentstehungsgebieten des Landesamts für Umwelt vor (Hochwasserinfopaket, Karte 5). Die
Starkregengefährdungskarten sind Hinweiskarten zur ungefähren Lage abflusskonzentrierender
Strukturen und Überflutungsbereiche. In der Karte 5 werden innerhalb des Geltungsbereichs

Überschwemmungen entlang von Tiefenlinien sowie Entstehungsgebiete von Sturzfluten nach
Starkregen mit bis zu hohen Abflusskonzentrationen abgebildet.
Als Vorsorgemaßnahmen zum Hochwasserschutz ist eine angepasste Bauweise, keine
grundstücksgleichen Gebäudeöffnungen, und ein entsprechender Objektschutz zu beachten.

C 5 Versorgungsleitungen/Telekommunikation
Vor der Durchführung von Arbeiten und bei Projektierung baulicher Anlagen muss sich der
Bauherr/Eigentümer mit den zuständigen Versorgungsträgern in Verbindung setzen, um sich über die
genaue örtliche Lage der Anschlussleitungen zu erkundigen, damit Sach- und Personenschäden
vermieden werden können.
Sollten im Rahmen der Begrünung des Plangebietes Anpflanzungen im Bereich festgesetzter öffentlicher
Erschließungsflächen vorgenommen werden sind nachfolgende Ausführungen zu beachten.
Unter Zugrundelegung der Vorgaben im "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und
Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV), Ausgabe
1989 und “GW 125: Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer Versorgungsanlagen“ des Deutschen
Verein des Gas- und Wasserfaches (DVGW) von März 1989 ist auf folgendes hinzuweisen:
Bei Anpflanzungen von Bäumen und tiefwurzelnden Sträuchern im Bereich unterirdischer Ver-/
Entsorgungsleitungen (Leitungen) soll ein Mindestanstand von 2,50 m (horizontaler Abstand
Stammachse - Außenhaut Leitung) eingehalten werden. Kann dieser zur Gewährleistungen der
Betriebssicherheit der Leitungen erforderliche Abstand nicht eingehalten werden, sind vom
Vorhabensträger, in Absprache mit dem jeweiligen Versorgungsträger,
geeignete Maßnahmen zum Schutz der Leitungen (z. B. Einbau von Trennwänden aus Kunststoff)
vorzusehen.
Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen
Telekommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von
Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist.
Insbesondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen und Kabelschächten sowie oberirdische
Gehäuse soweit frei gehalten werden, dass sie gefahrlos geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen
angefahren werden können.

C 6 Regenwassernutzung
Es wird gefordert, je Wohngebäude eine Wasserzisterne mit einer Mindestkapazität von 50 l je m²
versiegelter Grundstücksfläche zu installieren, in der Regenwasser gesammelt und einer Nutzung als 
Brauchwasser (Toilettenspülung etc.) im Haushalt zugeführt werden kann. Auf eine mögliche finanzielle
Förderung solcher Maßnahmen durch die Verbandsgemeinde, sofern diese Maßnahme nicht auf
Grundlage einer rechtlichen Verpflichtung zu installieren ist, wird hingewiesen.
Die Trinkwasserversorgung muss qualitativ und quantitativ sichergestellt werden. Hier sind bei den
geplanten Wasserzisternen für Regenwasser je Wohngebäude zum Schutz des Trinkwassers vor
Trinkwasserverunreinigungen auf die DIN 1988-100 sowie die DIN EN 1717 Rücksicht zu nehmen.

C 7 Grundwasserverhältnisse
Die Ableitung von Dränagewässern in das Gewässer oder in das Kanalnetz ist nicht gestattet. Zum
Schutz gegen Vernässung wird empfohlen die Unterkellerung in Form wasserdichter Wannen o. ä.
auszubilden.

C 8 Schutz des Mutterbodens
Zu Beginn der Erdarbeiten ist der Mutterboden durch Abschieben und Lagerung gem. DIN 18915 Blatt 3
zu schützen. Die Aussagen des §202 BauGB sind zu beachten.

C 9 Sonstige Unklarheiten
Bei allgemeinen Unklarheiten zur Zulässigkeit und baulichen Gestaltung von Anlagen im Geltungsbereich
des Bebauungsplans wird eine frühzeitige Abstimmung mit der Bauabteilung der Verbandsgemeinde
Nordpfälzer Land empfohlen.

C 10 Bodenuntersuchung (Umwelttechnischer Bericht)
Hinsichtlich der Altlastenablagerungen im Plangebiet wurde eine Bodenuntersuchung mit Erarbeitung
eines umwelttechnischen Berichts (Stand 2010) durchgeführt.
Untersuchungsergebnisse:
Boden: - Feststellung von Quecksilberkonzentration von 14 mg/kg

- Ansonsten keine relevanten Schadstoffbelastungen
- Der Prüfwert für den Wirkungspfad Boden-Mensch in Wohngebieten nach
  BBodSchV wird eingehalten

Bodenluft: - Untersuchung auf deponietypische Bodengase
- Die entnommene Bodenluftproben zeigen keine Hinweise auf anthropogene
  Schadstoffbelastung
- Die CO2- Anteile waren gegenüber atmosphärischer Luft leicht erhöht bei
  gering reduzierten O2-Anteilen
- Keine Gefährdung der Umweltmedien Boden, Grundwasser und Luft durch
  die sporadisch auftretenden, geringen Methanvorkommen

Grundwasser: - keine relevanten Überschreitungen der oPW-Wasserwerte
   - Magnesiumgehalte von 21,8 bzw. 50,8 mg/l liegen nur geringfügig über
     dem oPW-Wert von 50 mg/l und sind als unkritisch zu bewerten

Bewertungsergebnisse der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd in Ihrer Stellungnahme aus
dem Jahr 2011 zum Untersuchungsgebiet:

Bewertung
Gefährdungspfad Boden
Bei den aktuell durchgeführten Untersuchungen haben sich die bei früheren Untersuchungen
gefundenen PAK-Gehalte nicht bestätigt.
Bei einer sensiblen Nutzung des Grundstückes z.B. als Kinderspielplatz oder Garten mit Obst- oder
Gemüseanbau, wird für die oberen 35 bis 60 cm ein Bodenaustausch oder die Abdeckung des
Abfallkörpers mit nicht belastetem Boden in entsprechender Mächtigkeit empfohlen.

Gefährdungspfad Bodenluft
Die Bodenluft zeigt nach wie vor, dass bereichsweise geringe Methangehalte auftreten können. Eine
Gefährdung ist jedoch aufgrund der Gehalte unwahrscheinlich. Aus fachlicher Sicht wäre die Errichtung
einer passiven Gasdrainage unterhalb der geplanten Bebauung sinnvoll. Diese kann durch eine
Schotterschicht in ausreichender Stärke, die an den Seiten bis zur Geländeoberkante geführt wird,
realisiert werden.

Gefährdungspfad Grundwasser
Aufgrund der festgestellten Messergebnisse konnte Beeinflussung des Grundwassers durch die
Altablagerung festgestellt werden. Hier ergibt sich kein weiterer Handlungsbedarf.

Bodenschutzrechtliche Bewertung
Zur fachlichen Beurteilung des von der im Plangebiet befindlichen Altablagerung mit der Reg.-Nr. 333 07
054 — 0201 ausgehenden Gefährdungspotentials wurden umwelttechnische Erkundungen durchgeführt,
die in einem entsprechenden umwelttechnischen Bericht (2010) gutachterlich dargestellt wurden.
Es wurden keine sanierungsbedürftigten Untergrundbelastungen festgestellt. Ein weiterer
Handlungsbedarf ergibt sich derzeit nicht. Die Fläche wird künftig als nicht altlastverdächtige
Altablagerung (ALG nav) im Bodenschutzkataster des Landes Rheinland-Pfalz geführt. Der Bewertung
zugrunde gelegt ist eine sensible Nutzung. Bei einer Nutzungsänderung ist die Struktur- und
Genehmigungsdirektion Süd (SGD Süd), regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz,
Kaiserslautern einzuschalten.

Weitere Vorgehensweise
Aus bodenschutzrechtlicher Sicht ist die Bebauung der Altablagerung möglich. Bei der Bebauung der
Fläche (sensible Nutzung) wären die sogenannten Standardauflagen zu beachten. Diese füge ich diesem
Schrieben als Anlage bei.
Die Errichtung von Versickerungsanlagen im Bereich der Altablagerung ist nicht möglich. Da das
Vorhandensein von Schadstoffen im Untergrund nicht gänzlich auszuschließen ist, wäre bei einer
gezielten Versickerung durch hierbei forcierte Elutionsvorgänge einer Verschleppung möglicher
Kontaminanten zu besorgen.

C 11 Kennzeichnungen (§ 9 Abs. 5 Nr. 1 und Nr. 3 BauGB)
§ 9 Abs. 5 Nr.1 BauGB: Für den Teilbereich A wird für die unbebauten Grundstücke auf besondere
bauliche Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen oder bei denen besondere bauliche
Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten verwiesen. Es wird empfohlen aufgrund der Lage und
topographischen Gegebenheiten vor Baubeginn eine Baugrunduntersuchung mit Prüfung der
Hangstabilität durchzuführen. Dabei ist auch mit zu prüfen und zu untersuchen, ob eine Versickerung des
anfallenden Niederschlagswassers aus geologischer Sicht möglich ist.

§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB:
Zur fachlichen Beurteilung des von der im Plangebiet befindlichen Altablagerung mit der Reg.-Nr. 333 07
054 — 0201 ausgehenden Gefährdungspotentials wurden umwelttechnische Erkundungen durchgeführt,
die in einem entsprechenden umwelttechnischen Bericht (2010) gutachterlich dargestellt wurden

Für die planungsrechtlichen und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen:

Obermoschel, den ________________
Für die Stadt

_______________________________
(gez. Stadtbürgermeister)

Verfahrensablauf

Rechtsgrundlage für die Änderung und Neufassung des Bebauungsplanes „In der Drei“ in der Stadt
Obermoschel sind das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017
(BGBl. I S. 3634), die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.
November 2017 (BGBl. I S. 3786) und die Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl.
1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) geändert worden ist.

Der Stadtrat von Obermoschel hat am 14.10.2021 die Änderung und Neufassung des Bebauungsplanes „In der
Drei“ (Teilbereich A) nach § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB beschlossen (§ 2 BauGB). Der Bebauungsplan kann als
Maßnahme der Innenentwicklung im „beschleunigten Verfahren“ gemäß § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB geändert
werden, da eine zulässige Grundfläche (GR) von weniger als 20.000 m² ausgewiesen werden soll (8.837 m²
[GR]), eine Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß UVPG (siehe §3c Satz 1 UVPG i.V.m. Anlage 1) nicht
erforderlich wird, keine Anhaltspunkte für eine erhebliche Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b
genannten Schutzgüter („die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des
Bundesnaturschutzgesetzes“) bestehen und bei der Planung keine Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung
der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 BImSchG zu beachten sind.

Im beschleunigten Verfahren gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz
1 BauGB entsprechend, d.h. es kann von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung gemäß §§ 3 Abs. 1 und
4 Abs. 1 BauGB abgesehen werden, von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht
gemäß §2a BauGB und von der zusammenfassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und § 10 Abs. 4
BauGB. Insbesondere soll dem Bedarf an der Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen sowie der
Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraumflächen in der Abwägung in angemessener Weise Rechnung
getragen werden (vgl. § 13a Abs. 2 Nr. 3 BauGB). Es gelten alle Eingriffe, die auf Grund der Änderung des
Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der planerischen
Entscheidung erfolgt oder zulässig.

Der Beschluss, diesen Bebauungsplan aufzustellen, wurde am 19.11.2021 ortsüblich bekannt gemacht (§ 2
Abs. 1 Satz 2 BauGB).

Der Entwurf der 4. Änderungsplanung des Bebauungsplanes „In der Drei“ in der Planfassung vom „November
2021“ hat mit den Änderungen und Ergänzungen, welche der Planentwurf aufgrund des Beschlusses des
Stadtrates Obermoschel 14.10.2021 erfahren hat, einschließlich den planungsrechtlichen und
bauordnungsrechtlichen textlichen Festsetzungen und der Begründung in der Zeit von 29.11.2021 bis
einschließlich 14.01.2022 öffentlich ausgelegen (§ 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB). Ort und Dauer der Auslegung
wurden am 19.11.2021 ortsüblich bekannt gemacht (§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB). Im Rahmen der öffentlichen
Auslegung wurden 33 Stellungnahmen abgegeben.
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben (Email) vom 19.11.2021 gemäß
§ 4 Abs. 2 BauGB beteiligt. 31 dieser Beteiligten haben Stellungnahmen abgegeben.

Hinweis: Gemäß § 4a Abs. 2 BauGB wurde die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB gleichzeitig mit
der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB
durchgeführt.

Die Prüfung der während der öffentlichen Auslegung und der Behördenbeteiligung eingegangenen
Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB einschließlich Abwägungsbeschlüssen fand
am 03.06.2022. durch den Stadtrat statt.

In seiner öffentlichen Sitzung vom 03.06.2022 hat daraufhin der Stadtrat der Stadt Obermoschel die im Rahmen

der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung eingegangenen Stellungnahmen abgewägt und aufgrund
notwendig gewordenen umfangreichen Planänderungen die erneute Offenlage beschlossen.

Mit Schreiben (Email) vom 12.08.2022 wurden schließlich die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange sowie die Nachbargemeinden zur schriftlichen Stellungnahme nach §§ 4 Abs. 2, 4a Abs. 3 BauGB im

Rahmen der erneuten Offenlage aufgefordert. Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgte auch hier zeitgleich im
Rahmen der erneuten öffentlichen Auslegung (Offenlage) der Unterlagen im Zeitraum vom 22.08.2022 bis zum
30.09.2022. Zusätzlich konnten wiederum gemäß § 4a Abs. 4 BauGB die Bebauungsplanunterlagen auf der
Homepage der VG-Verwaltung eingesehen werden.

Hinweis: Gemäß § 4a Abs. 2 BauGB wurde die erneute öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB
gleichzeitig mit der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2
BauGB durchgeführt.

Die Prüfung der während der erneuten öffentlichen Auslegung und der Behördenbeteiligung eingegangenen
Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB einschließlich Abwägungsbeschlüssen fand
am 16.12.2022 durch den Stadtrat statt. Im Rahmen der erneuten öffentlichen Auslegung wurden 28
Stellungnahmen abgegeben.

Der Stadtrat hat am 16.12.2022 den Bebauungsplan, bestehend aus Planurkunde, den textlichen
Festsetzungen und der Begründung in der Fassung „November 2022“ als Satzung beschlossen (§10 Abs. 1
BauGB i.V.m. § 24 GemO und § 88 LBauO).

Hinweise auf Rechtsgrundlagen zum Bebauungsplan

Gemäß § 214 Abs. 3 BauGB ist für die Abwägung die Sach- und Rechtslage zum Zeitpunkt des
Satzungsbeschlusses des Bebauungsplanes maßgeblich. Für die Ausarbeitung des Bebauungsplanes
einschließlich der zugeordneten Fachplanungen werden vorwiegend nachfolgende Rechtsgrundlagen
berücksichtigt:

• Baugesetzbuch (BauGB) vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634) in der derzeit gültigen Fassung
• Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) in der derzeit gültigen

Fassung
• Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) vom 24. November 1998 in der derzeit gültigen Fassung
• Planzeichenverordnung (PlanZVO) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58) in der derzeit

gültigen Fassung
• Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986) in der derzeit gültigen

Fassung
• Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) vom 31. Januar 1994 in der derzeit gültigen Fassung
• Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) in der derzeit gültigen

Fassung
• Landesnaturschutzgesetz Rheinland-Pfalz (LNatSchG) vom 06. Oktober 2015 (GVBl. S. 283) in der

derzeit gültigen Fassung
• Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94) in der

derzeit gültigen Fassung
• Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585) in der derzeit gültigen Fassung
• Landeswassergesetz Rheinland-Pfalz (LWG) vom 14. Juli 2015 (GVBL. 2015, 127) in der derzeit

gültigen Fassung
• Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274) in der derzeit

gültigen Fassung
• TA Lärm: Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische

Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm) vom 26. August 1998 (GMBl Nr. 26/1998 S. 503) in der
derzeit gültigen Fassung

• Landesstraßengesetz Rheinland-Pfalz (LStrG) vom 01. August 1977 (BGBl. I S. 1274) in der derzeit
gültigen Fassung

• Landesnachbarrechtsgesetz Rheinland-Pfalz (LNRG) vom 15. Juni 1970 (GVBl. S. 198) in der derzeit
gültigen Fassung

Ausfertigungsvermerk
Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes bzw. dieser Satzung mit seinen Festsetzungen
durch Zeichnung, Farbe, Schrift und Text mit den hierzu ergangenen Beschlüssen des Stadtrates Obermoschel
übereinstimmt und dass die für die Rechtswirksamkeit maßgebenden Verfahrensvorschriften beachtet wurden.
Der Bebauungsplan ist am ........................ von der Stadt Obermoschel zum Zwecke der ortsüblichen

Bekanntmachung gemäß § 10 Absatz 3 BauGB ausgefertigt worden. Die Übereinstimmung des textlichen und
zeichnerischen Inhaltes mit dem Willen des Stadtrates Obermoschel und die Einhaltung des gesetzlich
vorgeschriebenen Verfahrens werden bekundet. Hiermit Wird diese Satzung ausgefertigt und im
WOCHENBLATT (Amtsblatt der Verbandsgemeinde Nordpfälzer Land) verkündet.

Obermoschel, den ________________
Für die Stadt

_______________________________
(gez. Stadtbürgermeister)

Dieser Bebauungsplan ist gemäß § 10 Baugesetzbuch am ......................... durch Veröffentlichung im
"Wochenblatt" (Amtblatt der Verbandsgemeinde Nordpfälzer Land) mit dem Hinweis öffentlich bekannt gemacht
worden, wo der Bebauungsplan von jedermann eingesehen werden kann. Mit dieser Bekanntmachung ist der
Bebauungsplan in Kraft getreten.

Obermoschel, den ________________
Für die Stadt

_______________________________
(gez. Stadtbürgermeister)


